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Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt 
Standort Münster 

Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
3400P-143.3/0166 

 

 Münster, 30.05.2017 
 

 
Bekanntmachung 

 
über die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses der Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt - Standort Münster - vom 30.05.2017 – Az.: 3400P-143.3/0166 – für den 
Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals von km 16,670 bis km 21,617 einschließlich der Ein- 
mündungsbereiche des Datteln-Hamm-Kanals von km 0,000 bis km 0,720 und des Wesel-

Datteln-Kanals von km 59,356 bis km 60,276 (Querschnittserweiterung Stadtstrecke 
Datteln - Los 1 -) mit den dazugehörigen festgestellten Planunterlagen 

 
I. 
 

Die Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt - Standort Münster - hat gemäß § 14b  
des Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.05.2007 (Bundesgesetzblatt I S. 962; 2008 I S. 1980), zuletzt geändert durch Artikel 6  
Abs. 42 des Gesetzes vom 13.04.2017 (Bundesgesetzblatt I S. 872), in Verbindung mit § 74 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01. 2003 (Bundesgesetzblatt I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
29.03.2017 (Bundesgesetzblatt I S. 626), am 30.05.2017 den Planfeststellungsbeschluss für 
das o. g. Vorhaben erlassen. Gemäß § 74 Abs. 4 Satz 2 VwVfG ist eine Ausfertigung des mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Beschlusses und eine Ausfertigung des festge-
stellten Plans zur Einsicht auszulegen. 
 

II. 
 

Der Planfeststellungsbeschluss und die festgestellten Planunterlagen liegen in der Zeit  
vom 11.07. bis 24.07.2017 

jeweils einschließlich 
 

während der Dienststunden zur Einsicht aus bei der 
 

 
1. Stadt Datteln, Sachgebiet 6.1 - Stadtplanung -, Rathaus, Zimmer-Nr. 2.25,  

Genthiner Straße 8, 45711 Datteln  
 

 Montag bis Mittwoch 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 
13:30 Uhr bis 16:30 Uhr 

 Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 
13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
 

  2.   Stadt Waltrop, Rathaus, Bürgerbüro, Münsterstraße 1, 45731 Waltrop 
 

   Montag bis Dienstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

   Mittwoch 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
   Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 

14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
   Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
  



 
  3.   Gemeinde Senden, Fachbereich IV Bauen und Planen, Zimmer-Nr. 308,  

  Münsterstraße 30, 48308 Senden 
 

   Montag bis Mittwoch 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 
14:00 Uhr bis 15:30 Uhr 

   Donnerstag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 
14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

   Freitag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

 
Der Planfeststellungsbeschluss und die festgestellten Planunterlagen können auch bei der 
Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt, Standort Münster, Zimmer-Nr. 137, 
Cheruskerring 11, 48147 Münster, eingesehen werden. 

 
III. 

 
Der Planfeststellungsbeschluss wurde den bekannten Beteiligten, denjenigen, über deren 
Einwendungen entschieden worden ist und den Vereinigungen, über deren Stellungnahmen 
entschieden worden ist, zugestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit Ende der Auslegungsfrist der Planfeststellungsbeschluss 
gegenüber den übrigen Betroffenen als zugestellt gilt. 
 

IV. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss mit den Planunterlagen und dieser Bekanntmachungstext  
sind darüber hinaus ab dem 11.07.2017 auch im Internet unter der Adresse  
www.ast-west.gdws.wsv.de in der Rubrik "Aktuelles" unter "Planfeststellung "/ "Laufende 
Verfahren" zugänglich gemacht. Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten 
Unterlagen (§ 27a Abs. 1 Satz 4 VwVfG). 
 
Im Auftrag 
 
Ramb 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sd1-p1/060  



Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Stadtentwicklung 
Stadtplanung - Hp 
 
 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 
 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 93 „Südlich Schillerstraße“ der Stadt Waltrop 
 
Der Rat der Stadt Waltrop hat am 06.07.2017 den Bebauungsplan Nr. 93 „Südlich Schillerstraße“ als 
Satzung beschlossen. Der Geltungsbereich wird in nachfolgender Karte umgrenzt. 
 
Rechtsgrundlage: 
§ 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in den jeweils gültigen 
Fassungen. 
 
Gem. § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 93 „Südlich Schillerstraße“ der Stadt Waltrop 
und die Begründung ab sofort im Rathaus der Stadt Waltrop, Fachbereich Stadtentwicklung -
Stadtplanung- (Altbau, 2. Obergeschoss), Münsterstraße 1, 45731 Waltrop, während der 
Dienststunden zur Einsicht aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
 
1. Entschädigungsansprüche 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche wegen Planungsschäden infolge der 
Aufstellung des Bebauungsplanes wird hingewiesen. Ein Entschädigungsberechtigter kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

2. Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung der Satzung gem. § 
214 BauGB 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
• entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

• die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 
2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB (auch in Verbindung mit § 
13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne 
Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, 
die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung 
berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 BauGB (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt 
hat oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei der Anwendung des § 4a Abs. 
3 Satz 4 BauGB oder des § 13 BauGB (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind, 

• die Vorschriften über die Begründung der Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 2a, § 3 Abs. 
2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 BauGB verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug 
auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen 
Punkten unvollständig ist; 



• ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt 
oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes 
Interesse dargelegt wird. 
 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist nach Abs. 2 auch unbeachtlich, wenn 
• die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2 BauGB) oder an die in § 8 Abs. 4 BauGB bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

• § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

• der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 BauGB nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt, 

• im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 BauGB verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel 
im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind. 

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem BauGB 
 Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort  
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes und 

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
4. Bekanntmachungsanordnung 

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW), in der derzeit gültigen Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
• eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
• die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
• der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
• der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 93 „Südlich Schillerstraße“ der Stadt Waltrop 
als Satzung in Kraft. 
 
 
Waltrop, den 07.07.2017 
 
 
gez. 
Moenikes 
(Bürgermeisterin) 





Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Stadtentwicklung 
Stadtplanung - Hp 
 
 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 
 
Satzungsbeschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 86 „Großer Kamp“ der Stadt 
Waltrop 
 
Der Rat der Stadt Waltrop hat am 06.07.2017 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 86 „Großer 
Kamp“ als Satzung beschlossen. Der Geltungsbereich wird in nachfolgender Karte umgrenzt. 
 
Rechtsgrundlage: 
§ 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in den jeweils gültigen 
Fassungen. 
 
Gem. § 10 Abs. 3 BauGB liegen die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 86 „Großer Kamp“ der 
Stadt Waltrop und die Begründung ab sofort im Rathaus der Stadt Waltrop, Fachbereich 
Stadtentwicklung -Stadtplanung- (Altbau, 2. Obergeschoss), Münsterstraße 1, 45731 Waltrop, 
während der Dienststunden zur Einsicht aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
 
1. Entschädigungsansprüche 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche wegen Planungsschäden infolge der 
Aufstellung des Bebauungsplanes wird hingewiesen. Ein Entschädigungsberechtigter kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

2. Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung der Satzung gem. § 
214 BauGB 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
• entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

• die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 
2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB (auch in Verbindung mit § 
13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne 
Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, 
die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung 
berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 BauGB (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt 
hat oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei der Anwendung des § 4a Abs. 
3 Satz 4 BauGB oder des § 13 BauGB (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind, 

• die Vorschriften über die Begründung der Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 2a, § 3 Abs. 
2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 BauGB verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug 



auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen 
Punkten unvollständig ist; 

• ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt 
oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes 
Interesse dargelegt wird. 
 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist nach Abs. 2 auch unbeachtlich, wenn 
• die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2 BauGB) oder an die in § 8 Abs. 4 BauGB bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

• § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

• der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 BauGB nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt, 

• im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 BauGB verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel 
im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind. 

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem BauGB 
 Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort  
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes und 

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
4. Bekanntmachungsanordnung 

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW), in der derzeit gültigen Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
• eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
• die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
• der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
• der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 86 „Großer Kamp“ der 
Stadt Waltrop als Satzung in Kraft. 
 
 
Waltrop, den 07.07.2017 
 
 
gez. 
Moenikes 
(Bürgermeisterin) 
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